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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.06.2013 

Geschäftszahl 

2011/05/0102 

Rechtssatz 

Es bedeutet keinen Verstoß gegen die Vorschrift des § 59 Abs. 1 AVG, wenn die Behörde im Spruch zwar den 
Verpflichteten zunächst abstrakt bezeichnet (wie hier: Eigentümer der Baulichkeit), dann aber in der 
Zustellverfügung diejenige Person benennt, auf welche sich der Spruch bezieht, weil durch eine solche 
Erfassung der Person des zu einer Leistung Verpflichteten das im Spruch des Bescheides genannte konkrete 
Rechtsverhältnis klar zum Ausdruck kommt. Wird also im Spruch eine Person nur abstrakt bezeichnet, so 
kommt der Zustellverfügung, in der sie dann namentlich bezeichnet ist, wesentliche Bedeutung zu, weil dadurch 
erst die notwendige Individualisierung bewirkt wird. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

2011/05/0103 


